
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 1/12 BH 
 
L 18 KN 214/11 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 5 R 870/11 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
……………………………….. , 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Februar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,  den Richter K a l t e n s t e i n  

und die Richterin Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 

30. Dezember 2011 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 30.12.2011 hat das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen einen An-

spruch des 1961 geborenen Klägers auf Erstattung von Rentenversicherungsbeiträgen abge-

lehnt, da die Voraussetzungen des § 210 SGB VI nicht vorlägen. 

 

Mit Schreiben vom 6.1.2012 hat der Kläger beim Bundessozialgericht (BSG) für die Durchfüh-

rung des Verfahrens der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten 

Urteil Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 

Zivilprozessordnung <ZPO>).  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist nicht ersichtlich.  

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allge-

meine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten Entschei-

dung der Rechtssache im Revisionsverfahren somit erwartet werden kann, dass sie in einer 

bisher nicht geschehenen, jedoch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die 

Rechtseinheit herstellen, wahren oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern 

wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 39 S 58; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 30 S 57). Dass sich 

Rechtsfragen in diesem Sinne im Falle des Klägers stellen, ist nicht ersichtlich. Vielmehr ergibt 

sich bereits aus dem Gesetz, unter welchen Voraussetzungen eine Beitragserstattung in Be-

tracht kommt. Dass im Falle des Klägers die Voraussetzungen des § 210 SGB VI nicht erfüllt 

sind, haben die Beklagte und die Vorinstanzen zu Recht festgestellt. Die Verfassung wird 

dadurch nicht verletzt. 
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Auch der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte nicht mit Erfolg gel-

tend gemacht werden. Denn das LSG hat in der angefochtenen Entscheidung keinen Rechts-

satz in Abweichung von einem Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt.  

 

Ebenso wenig lässt sich ein Verfahrensfehler, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur Zulassung 

der Revision führen könnte, feststellen. Das LSG konnte ohne mündliche Verhandlung durch 

den Berichterstatter entscheiden, nachdem die Beteiligten im Termin vom 6.12.2011 hierzu ihr 

Einverständnis erteilt hatten (§ 153 Abs 3 und 4, § 124 Abs 2 SGG). 

 

Da die aufgezeigten Voraussetzungen für die Bewilligung von PKH nicht vorliegen, kommt die 

Beiordnung eines Rechtsanwalts für die Durchführung des Nichtzulassungsbeschwerdeverfah-

rens nicht in Betracht (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO).  
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